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Deutschland stellt sich auf die Folgen des Klimawandels
ein

 

Bundeskabinett beschließt "Deutsche Anpassungsstrategie"

 
Das Bundeskabinett hat heute auf Vorschlag von Bundesumweltminister Sigmar Gabriel die
"Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel" verabschiedet. "Das Klima ändert sich
weltweit. Und mit dem Klima ändern sich die Lebensbedingungen der Menschen – auch in
Deutschland", so der Bundesumweltminister. "Wir tun alles dafür, dass das ambitionierte EU-
Ziel erreicht wird, den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf weniger als zwei
Grad Celsius über dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen. Aber selbst dann werden Folgen
des Klimawandels auftreten, auf die sich auch Deutschland einstellen muss."

 
Die heute im Bundeskabinett beschlossene Strategie schafft einen Rahmen zur Anpassung an
die Folgen des Klimawandels in Deutschland. Sie stellt in erster Linie den Beitrag des Bundes
dar und bietet auf diese Weise eine Orientierung für andere Akteure. Die Strategie legt den
Grundstein für einen mittelfristigen Prozess, in dem gemeinsam mit den Bundesländern und
anderen gesellschaftlichen Gruppen schrittweise die Risiken des Klimawandels bewertet
werden sollen. Anschließend sollen die entsprechenden Ziele definiert sowie mögliche
Anpassungsmaßnahmen entwickelt und umgesetzt werden.

 
Die Strategie fasst den aktuellen Kenntnisstand zu den erwarteten Klimaänderungen und zu
den damit verbundenen möglichen Auswirkungen zusammen. Für 15 Handlungsfelder und
ausgewählte Regionen werden mögliche Klimafolgen und Handlungsoptionen skizziert. Ferner
werden der internationale Kontext und der deutsche Beitrag zur Anpassung in anderen Teilen
der Welt umrissen sowie die nächsten Schritte zur Weiterentwicklung der Deutschen
Anpassungsstrategie beschrieben.

 
Als nächster Schritt wird bis zum Frühjahr 2011 in Zusammenarbeit mit den Ländern und anderen
Akteuren ein Aktionsplan Anpassung erarbeitet. Dies wird durch einen breiten
Kommunikationsprozess und Initiativen zur Verbesserung der Wissensbasis und der
Entscheidungsgrundlagen unterstützt.

 
Abhängig von der globalen Entwicklung ist von einer Erwärmung in Deutschland bis zum
Zeitraum 2021-2050 um 0,5 bis 1,5 Grad Celsius und bis zum Zeitraum 2071-2100 um 1,5 bis
3,5 Grad Celsius auszugehen. Die Erwärmung wird besonders in den Wintermonaten zu spüren
sein. Bei den Niederschlägen ist eine Zunahme im Winter um im Schnitt bis 40 Prozent möglich,
in einigen Gebieten der Mittelgebirgsregionen der Bundesländer Rheinland-Pfalz, Hessen
sowie der nordöstlichen Landesteile Bayerns sogar um bis zu 70 Prozent. Die
Sommerniederschläge könnten bundesweit um bis zu 40 Prozent abnehmen, wobei der
Südwesten Deutschlands erneut besonders stark betroffen sein könnte.

 
Zentrale Teile Ostdeutschlands, das nordostdeutsche Tiefland und die südostdeutschen
Becken und Hügel könnten künftig verstärkt durch ein geringeres Wasserdargebot betroffen sein.



Für die Region der links- und rechtsrheinischen Mittelgebirge wird ein insgesamt
niederschlagsreicheres Klima angenommen. Dies lässt Folgen für die Land- und Forstwirtschaft
sowie für den Hochwasserschutz erwarten. Im Oberrheingraben könnten Hitzebelastungen
häufiger und intensiver werden, zudem könnte die Hochwassergefahr steigen. Die
Alpenregionen sind in ihrer Biodiversität sehr anfällig. Der Rückgang der Gletscher hätte
wasserwirtschaftliche Auswirkungen, eine verminderte Schneesicherheit wirkt negativ auf die
Attraktivität von Wintersportgebieten. Mit veränderten Gefahrenpotentialen für Naturgefahren, wie
Steinschläge oder Muren, muss gerechnet werden. Die Küstenregionen könnten zunehmend
durch den Meeresspiegelanstieg und ein geändertes Sturmklimas gefährdet werden. Es
bestehen allerdings große Unsicherheiten darüber, wie stark sich Meeresspiegelniveaus und
Sturmklima verändern.
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